
Mehr Bereitschaft bei den Unternehmen –
Mehr Flexibilität bei den jungen Menschen

„Ausbilden und ausbilden lassen!“

Ausbildung
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Eine große Lücke klafft zwischen der Zahl der
Auszubildenden und den freien Lehrstellen in
NRW. Was hat Ihr Ausschuss bisher dazu bei-
getragen, um diese Lücke zu schließen?

Champignon: Der Ausschuss ist im ständigen
Gespräch mit dem zuständigen Minister, um
von ihm zu erfahren, welche Initiativen die
Landesregierung entwickelt, um Lücken im
Lehrstellenmarkt und allgemein im Arbeits-
markt zu schließen. Es ist die Aufgabe der
Unternehmen, ihrer sozialen Verpflichtung
gerecht zu werden und zumindest für den ei-
genen Bedarf auszubilden. Und das tun ganz
viele nicht. Ich komme ja aus dem Industrie-
bereich und weiß, dass wir noch über Bedarf
ausgebildet haben. Dann gab es einen Bruch.
Plötzlich bildeten die großen Unternehmen
nicht mehr aus und warteten darauf, dass
Mittelstand und Handwerk ausbildeten, und
holten sich dann vom Arbeitsmarkt die aus-
gebildeten Kräfte. Das ist für mich verant-
wortungsloses Handeln.

Dr. Linssen: Wir haben uns vor allen Dingen
um das Funktionieren des ersten Arbeits-
marktes gekümmert, weil wir der Überzeugung

das heißt, wir haben uns vor allen Dingen um
die Problemgruppen des Arbeitsmarktes
gekümmert, zum Beispiel um behinderte
Jugendliche. Vor langer Zeit haben wir aber
auch darauf hin gewirkt, dass vor Ort
Innungen, Verbände und Kammern mit
Berufsschulen ein Arrangement treffen, damit
die Berufsschule auf einen Tag konzentriert
wird. Ich glaube, dass man den theoretischen
Anteil in Schule und überbetrieblicher Aus-
bildung von dem jeweiligen Ausbildungsberuf
abhängig machen muss. Natürlich muss gerade
in dieser Zeit auch daran appelliert werden,
dass der einzelne Betrieb nicht nur auf die
kurzfristige Belastung durch Ausbildungs-
kosten achtet, sondern auch daran denkt, dass
er nach Überwindung des Konjunkturtals 
ordentlich ausgebildete Gesellen hat.

Wie können Unternehmen und Handwerk
motiviert werden, um in Zukunft mehr junge
Menschen auszubilden?

Champignon: Große Unternehmen müssten
von sich aus motiviert sein, ausreichend aus-
zubilden, um den Bedarf an Arbeitskräften
immer wieder auffüllen zu können. Weitere
Anreize zu schaffen, indem Unternehmen vom
Staat Geld dafür bekommen sollen, dass sie
ausbilden, halte ich für keinen redlichen Vor-
gang. Unternehmen, die dazu nicht bereit sind,
kann man eigentlich nur über den Weg der
öffentlichen Anprangerung beikommen. Das
Handwerk habe ich ausgeklammert, weil ich
weiß, dass die Handwerker noch eher bereit
sind, auszubilden. Und beim Handwerker ver-
lange ich nicht ohne weiteres, dass er über
Bedarf ausbildet. Den größeren Unternehmen,
die die ganze Infrastruktur dafür haben, die
auch materiell besser ausgestattet sind, denen
verlange ich jedoch mehr ab. Der von Minister
Schartau eingebrachte Vorschlag, für aus-
bildende Betriebe eine Steuererleichterung ein-

sind, dass nur in einer wachsenden Wirtschaft
auch genügend Ausbildungsplätze geschaffen
werden. Wenn Betriebe keine Aufträge haben,
nützen auch viele Appelle wenig. Dennoch
müssen in dieser Zeit von allen, die sich verant-
wortlich fühlen, auch Klinken geputzt werden.
Aber: Eine durchschlagende Wirkung wird nur
dann erreicht, wenn wir vor allem bei den
klein- und mittelständischen Unternehmen
für Rahmenbedingungen sorgen, die mehr
Aufträge garantieren. Mit dem zurzeit in der
Beratung befindlichen Mittelstandsgesetz
wird zum Beispiel auch dieser Versuch
gemacht. Es sind also mehr die indirekt
wirkenden Instrumente, die in unserem
Ausschuss eine Rolle spielen, zum Bei-

spiel: Wie lässt sich die Investitionskraft der
öffentlichen Einrichtungen erhöhen, damit sie
wieder in der Lage sind, mehr Aufträge an die
klein- und mittelständischen Betriebe zu
geben. Darüber hinaus haben wir uns natürlich
auch um direkt wirkende Instrumente bemüht,

A
usbildung und leider auch Jugend-
arbeitslosigkeit sind immer wieder
Gegenstand von Beratungen im Plenum

und in der Ausschussarbeit des Landtags. In
Anfragen von Landtagsabgeordneten an die
Landesregierung stehen diese für die Jugend so
wichtigen Themen ebenfalls häufig im Mittel-
punkt. Nordrhein-Westfalen hat in der 
Förderung der Ausbildungsbereitschaft von Be-
trieben und bei der Bekämpfung der Jugend-
arbeitslosigkeit stets einen besonderen Schwer-
punkt gesehen und entsprechende Programme
aufgelegt und finanziell ausgestattet. Die
Landesregierung legt in Abständen dem Par-

lament ihren Kinder- und Jugendbericht vor, in
dem die beruflichen Aussichten junger
Menschen eine Rolle spielen. Dieser Bericht
wird ausgiebig vom Landtag diskutiert. Bei den
Beratungen des Landeshaushalts sind sich die
Parteien in der letzten Zeit darin einig gewesen,
dass auch in Zeiten knapper werdender öffent-
licher Finanzen  die Mittel für mehr Ausbildung
und weniger Jugendarbeitslosigkeit von Kür-
zungen möglichst unbehelligt fortgeführt wer-
den sollten. Landtag und Landesregierung sind
sich darüber hinaus einig, dass der Staat nur
stützend und fördernd wirken kann. Ausbil-
dung ist und bleibt in erster Linie eine Aufgabe
von Wirtschaft und Handwerk, denen nicht zu-
letzt aus Eigeninteresse daran gelegen sein sollte,
Angebot und Nachfrage auf dem Ausbildungs-
stellenmarkt  in ein annäherndes Gleichgewicht
zu bringen.

Dauerthema 
im Parlament

Die Situation auf dem Lehrstellenmarkt in Nordrhein-Westfalen ist Besorgnis erregend. Das
Landesarbeitsamt spricht von 12.000 fehlenden Stellen für 2003. Über Verbesserungsvor-
schläge, Chancen und Perspektiven sprach „Landtag intern“  mit dem Vorsitzenden des Ar-
beitsausschusses, Bodo Champignon (SPD), und dem Vorsitzenden des Wirtschaftsaus-
schusses, Dr. Helmut Linssen (CDU).

Dr. Helmut Linssen (CDU)

Bitte klicken Sie hier, um weitere Informationen über die Abgeordneten zu erhalten!

http://www.landtag.nrw.de/direkt/abgeordnete.htm
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